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1 Abwägung der Anregungen nach der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
(§§ 3/4 Abs. 2 BauGB) 

 
Eingabe: 
 
 

Rat der Stadt Bersenbrück: 
 
 

Landkreis Osnabrück vom 16.09.2022: 
 
Regional- und Bauleitplanung 
In der zeichnerischen Darstellung des 
RROP 2004 für den Landkreis Osnabrück 
wird die geplante Fläche nicht von raum-
ordnerischen Festlegungen berührt. 
 
Grundsätzlich ist jedoch das raumordneri-
sche Ziel RROP D 2.2.01 Bodenschutz zu 
beachten, nach dem die Flächeninan-
spruchnahme für Siedlung und Infrastruktur 
nur auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken und nach Möglichkeit durch 
geeignete Maßnahmen der Entsiegelung 
auszugleichen ist. 
 

 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Für die vorliegende Änderung des Bebau-
ungsplans (B-Plan) Nr. 61 wird der § 13a 
BauGB angewendet. Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 
BauGB gilt das beschleunigte Verfahren für 
Bebauungspläne der Innenentwicklung. Dies 
sind Bebauungspläne für die Wiedernutzbar-
machung von Flächen, die Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwick-
lung.  
 
Aufgrund der Lage und Größe des Plangebie-
tes im Siedlungskörper der Stadt Bersenbrück 
und innerhalb eines rechtwirksamen B-Plans 
sowie aufgrund der städtebaulichen Zielset-
zungen werden die Rahmenbedingungen zur 
Anwendung des § 13a BauGB in der vorlie-
genden Planung voll erfüllt. Die Definition für 
Innenentwicklung lautet dementsprechend für 
die vorliegende Planung:  
 
Nutzungsartänderung für innerhalb des Sied-
lungskörpers und eines rechtswirksamen B-
Plans liegende Flächen, mit dem Ziel, die 
mischgebietsartige Nutzung zu fördern.  
 
Die Schaffung von zusätzlichen Baumöglich-
keiten in bereits erschlossenen und baulich 
vorgeprägten Ortsteilen entspricht den vorran-
gigen Zielen des Rates der Stadt, da erschlos-
senes Bauland in Bersenbrück z. Z. nur in sehr 
begrenztem Umfang zur Verfügung steht und 
auch der § 1 des BauGB ausdrücklich darauf 
hinweist, dass mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden soll. 
Die Stadt folgt hier auch ihrem städteplaneri-
schen Ziel „Innenentwicklung und Nachver-
dichtung“. Zur Verringerung der Inanspruch-
nahme von neuen, bislang nicht erschlossenen 
Bauflächen auf der „grünen Wiese“ soll das 
bestehende und bislang nicht genutzte orts-
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kernnahe Potenzial u.a. für Wohnen und damit 
verträgliche gewerbliche Nutzungen entwickelt 
bzw. langfristig gesichert werden. Diese Ziel-
setzung ist aus mehreren Gründen sinnvoll: 
• Eine angemessene bauliche Nachverdich-

tung stärkt den Ortskern als Wohn-, Ar-
beits-, und Versorgungsbereich. 

• Die Nutzung von baulich vorgeprägten und 
bereits verkehrlich erschlossenen Flächen: 
verringert den Verbrauch ökologisch wert-
voller Flächen, schont Natur und Land-
schaft und trägt zum Erhalt des Außenbe-
reiches auch als Naherholungsgebiet bei. 

• Durch die bestehende Erschließung und 
Infrastruktur wird der sonst übliche Auf-
wand für neue Erschließungsanlagen deut-
lich verringert. 

 
Die Im Plangebiet bislang festgesetzte Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,8 wird auf 0,6 redu-
ziert. Durch die hinzukommenden Verkehrsflä-
chen wird jedoch wiederum Boden versiegelt. 
Gemäß der im Fachbeitrag Umwelt enthalten-
den Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung verrin-
gert sich der Eingriff durch die vorliegende 
Planung  im Vergleich zum bislang geltenden 
B-Plan um 5 Werteinheiten (gem. Osnabrücker 
Kompensationsmodell 2016). Es ergibt sich 
also ein planbedingtes rechnerisches Gutha-
ben!  
Ferner wird die gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
zulässige Überschreitung der GRZ auf max. 
30% begrenzt und zudem an wasserdurchläs-
sige Oberflächenbefestigungen geknüpft. 
Daraus wird deutlich, dass durch die vorlie-
gende Änderung des B-Plan keine erheblichen 
zusätzlichen Auswirkungen auf die Belange 
von Natur und Landschaft und damit auch 
nicht auf das Schutzgut Boden zu erwarten 
sind. 
 
Damit werden auch die raumordnerischen 
Zielsetzungen zum Bodenschutz beachtet. 
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass, 
aufgrund der Aufstellung gem. § 13 a BauGB 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung), die 
naturschutzrechtliche Eingriffs-Ausgleichs-
Regelung nicht berücksichtigt werden muss. 
 

Dem Fachbeitrag Schallschutz ist zu ent-
nehmen, dass auf der Fläche mit keinen 
Überschreitungen der Orientierungswerte 
der DIN 18005 am Tag und in der Nacht zu 
rechnen ist. Daher scheinen die raumordne-

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden von Seiten des Eingebers 
nicht vorgebracht. 
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rischen Belange des Lärmschutzes ausrei-
chend berücksichtigt zu werden. 
 
Aus bauleitplanerischer Sicht bestehen kei-
ne grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung. 
 
Im Zusammenhang mit der Ausweisung 
eines Urbanen Gebietes möchte ich jedoch 
darauf hinweisen, dass die Nutzungsmi-
schung im Urbanen Gebiet nicht gleichge-
wichtig sein muss. Dies entspricht der Vor-
gabe der Baunutzungsverordnung und mar-
kiert einen wesentlichen Unterschied zum 
Mischgebiet, in dem eine quantitative und 
qualitative Durchmischung gefordert ist. Ich 
möchte jedoch ausdrücklich darauf hinwei-
sen, dass zur Wahrung des Gebietscharak-
ters bei urbanen Gebieten beide Hauptnut-
zungsarten - Wohnen sowie nicht wesent-
lich störendes Gewerbe, ergänzt durch so-
ziale, kulturelle und andere Einrichtungen - 
das Gebiet prägen müssen. Es darf also 
keine der beiden Hauptnutzungsarten völlig 
verdrängt werden (vgl. 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg - BauGB Kom-
mentar - § 6 a BauNVO Rn. 14: „Der Ge-
bietscharakter des urbanen Gebietes ist 
demgegenüber bei Überwiegen einer der 
beiden Hauptnutzungsarten noch gewahrt, 
wenn die andere Hauptnutzung noch eine 
das Gebiet städtebaulich mitprägende 
Funktion hat“). 
 

Das bislang angestrebte Gewerbegebiet mit 
Nutzungseinschränkungen (GEE) konnte nicht 
realisiert werden. Daher soll künftig eine 
mischgebietsartige Nutzung ermöglicht wer-
den. Hierzu wird das bisherige GEE in eine 
Urbanes Gebiet (MU) umgewandelt.  
Angesichts der aktuellen Baunachfrage inner-
halb der engeren Ortslage Bersenbrücks (u.a. 
Wohnungsbau) wählt die Stadt für die ge-
wünschte bauliche Nachverdichtung bewusst 
das MU nach § 6a BauNVO. Im Muster-
Einführungserlass zum BauGBÄndG 20171 
wird zum MU folgendes ausgeführt:  
 
„Die neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ 
erweitert das städtebauliche Instrumentarium der 
Kommunen. Mit § 6a BauNVO soll den Kommunen 
eine Möglichkeit zur Verfügung gestellt werden, um 
planerisch eine nutzungsgemischte „Stadt der kur-
zen Wege“ zu verwirklichen. Die neue Gebietskate-
gorie erlaubt eine räumliche Nähe von wichtigen 
Funktionen, wie Wohnen, Arbeiten, Versorgung, 
Bildung, Kultur und Sport, und sieht eine im Ver-
gleich zum Mischgebiet breiter angelegte Nut-
zungsmischung vor. Damit soll auch Verkehr ver-
mieden bzw. reduziert und die Entstehung eines 
lebendigen öffentlichen Raums gefördert werden. 
Unterstützt wird dies durch eine höhere Obergrenze 
für das Maß der baulichen Nutzung (§ 17 Absatz 1 
BauNVO) sowie durch besondere Festsetzungs-
möglichkeiten zur Anordnung von Wohnnutzungen 
innerhalb eines Gebäudes und das Verhältnis von 
Wohn- und gewerblichen Nutzungen in Gebäuden.  
Maßgeblich für die Anwendbarkeit des § 6a BauN-
VO ist die Wahrung seiner Zweckbestimmung, nicht 
die Größe der Gemeinde.  
Die neue Gebietskategorie kann grundsätzlich so-
wohl bei der Planung einer erstmaligen Bebauung 
als auch bei der Überplanung von bebauten Berei-
chen zur Anwendung kommen. Tragende städte-
bauliche Zielsetzungen können dabei die Erhaltung 
oder die Entwicklung einer entsprechenden Nut-
zungsmischung gegebenenfalls in Verbindung mit 
einer hohen baulichen Dichte sein, die sich von den 
anderen Gebietskategorien, insbesondere dem 
allgemeinen Wohngebiet und dem Mischgebiet, 
aber auch vom Kerngebiet unterscheidet.“2 
 
Nach Ansicht der Stadt eignet sich das MU 

                                                
1 BauGBÄndG 2017 – Mustererlass, beschlossen von der Fachkommission Städtebau der Bauministerkonferenz 
am 28.09.2017 
2 ebenda, Kapitel 2.6.1 
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hervorragend für die städtebaulichen Zielset-
zungen der Stadt. Bei der planerischen Ent-
scheidung und Abwägung hat die Stadt die 
besonderen Möglichkeiten von MU berücksich-
tigt.  
So soll mit der Festsetzung von MU die ge-
wünschte Nutzungsmischung aus Wohnen, 
Gewerbe, Versorgung, etc. angestrebt; im 
Vergleich zu Mischgebieten (MI) muss die Nut-
zungsmischung aus Wohnen und Gewerbe in 
einem MU jedoch nicht gleichgewichtig sein. 
Dies erlaubt z.B. auch eine überwiegende 
Wohnnutzung. 
 
Ein angemessener Gewerbeanteil im MU wird 
durch die Im Osten des Änderungsbereichs 
bestehen Gewerbenutzungen (Max-Planck-
Straße Nr. 18 eine Firma für Trockenbau und 
Hausmeistertätigkeiten, Max-Planck-Straße 
Nr. 16 eine KFZ-Werkstatt) mit Betriebsleiter-
wohnungen und verschiedenen Nebengebäu-
den erfüllt. 
 

Untere Denkmalschutzbehörde 
Aus Sicht der Baudenkmalpflege bestehen 
gegen die 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 61 „Gewerbegebiet nördlich der 
Max-Planck-Straße“ der Stadt Bersenbrück 
keine Bedenken. 
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpfle-
ge der Stadt und des Landkreises Osna-
brück bestehen hinsichtlich der Planände-
rung folgende Bedenken: 
Das Plangebiet ist flächig mit Plaggene-
schen (mittelalterliche bis frühneuzeitliche 
Auftragsböden zur Bodenverbesserung) 
bedeckt und liegt nahe östlich des von 2002 
bis 2005 ausgegrabenen vorgeschichtlichen 
Brandgräberfriedhofs „Nöschkenheide“. 
Unter dem Eschauftrag können daher ar-
chäologische Funde und Befunde erhalten 
sein, die bei den anstehenden Erdarbeiten 
unerkannt zerstört würden. Die Stadt- und 
Kreisarchäologie Osnabrück muss daher 
rechtzeitig vor dem Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten informiert werden, um in 
deren Vorfeld archäologische Prospekti-
onsgrabungen in Form von mindestens 
zwei ca. 4 m breiten Suchschnitten längs 
durch das Plangebiet durchführen zu kön-
nen. Dabei angetroffene archäologische 
Fundstellen müssen vollständig ausgegra-
ben und dokumentiert werden. 
Ich weise darauf hin, dass die dabei entste-
henden Kosten (für Material-, Maschinen- 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird aufgegriffen. Um etwaige 
Beschädigungen/Zerstörungen von archäolo-
gischen Fundstellen zur vermeiden, soll die 
Stadt- und Kreisarchäologie Osnabrück recht-
zeitig vor dem Beginn der Erschließungsarbei-
ten informiert werden, um diese ggf. archäolo-
gisch begleiten zu können. Ein entsprechender 
Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenom-
men. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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und Personaleinsatz) nicht von der Archäo-
logischen Denkmalpflege übernommen 
werden, sondern vom Planungs-
/Vorhabenträger als Verursacher zu tragen 
sind (§ 6 (3) Nieders. Denkmalschutzge-
setz). 
 
Auf die darüber hinaus gültige generelle 
gesetzliche Melde- und Sicherungspflicht 
archäologischer Bodenfunde wird auf der 
Planzeichnung hingewiesen. 
 
Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 
Aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissi-
onsschutzes bestehen gegen die 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 61 „Gewer-
begebiet nördlich der Max-Planck-Straße“ 
keine Bedenken. Das ursprünglich als Ge-
werbegebiet vorgesehene Gebiet soll zu 
Urbanem Gebiet (MU) geändert werden, um 
dadurch die grundsätzliche Wohnnutzung 
zu ermöglichen. 
Unzulässige Geruchsimmissionen durch 
Tierhaltung sind in diesem Bereich nicht zu 
erwarten. Den Ausführungen zum Immissi-
onsschutz - in der Begründung vom 
28.07.2022 in Kap. 4.1 auf Seite 6 kann 
gefolgt werden. 
 
Da es sich weiterhin um ein landwirtschaft-
lich geprägtes Umfeld handelt, können in 
der Umgebung Geruchsimmissionen auftre-
ten, die als ortsüblich einzustufen sind. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden von Seiten des Eingebers 
nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis auf die Ortsüblichkeit der im Rah-
men der ordnungsgemäßen Landbewirtschaf-
tung zeitweise auftretenden Geruchs-, Lärm- 
und Staubimmissionen ist in den Planunterla-
gen enthalten. 
 

Brandschutz 
Zu dem o.g. Bauleitplanverfahren nehme 
ich nach Maßgabe der mir vorliegenden o.g. 
Unterlagen und soweit darauf ersichtlich in 
brandsicherheitlicher und feuerlöschtechni-
scher Hinsicht wie folgt Stellung: 
Die von hieraus wahrzunehmenden öffentli-
chen Belange des vorbeugenden Brand-
schutzes sind dann als ausreichend anzu-
sehen, sofern die Zugänglichkeit und die 
Löschwasserversorgung sowohl abhängiger 
als auch unabhängiger Art gewährleistet 
sind. 
 
Zugänglichkeit 
Bei der Erschließung der Baugrundstücke 
sind die Anforderungen an die Zuwegung 
und die Anordnung der baulichen Anlagen 
auf dem Baugrundstück gem. § 4 NBauO 
i.V.m. den §§ 1 und 2 DVO-NBauO zu be-
rücksichtigen. 

 
Zur Gewährleistung eines ausreichenden 
Brandschutzes sollen die Bestimmungen des 
Arbeitsblattes W 405 der Technischen Regeln 
des Deutschen Vereins des Gas- und Wasser-
fachs e.V. (DVGW) grundsätzlich eingehalten 
werden.  
Unabhängig von der Zuständigkeit (öffentlich 
oder privat) sollen nach Maßgabe der ein-
schlägigen Gesetze, Verordnungen und Re-
gelwerke die entsprechenden Einrichtungen 
hergestellt werden, damit ein ordnungsgemä-
ßer Brandschutz gewährleistet werden kann.  
Grundsätzlich ist hierzu eine enge Zusam-
menarbeit mit der Hauptamtlichen Brandschau 
beim Landkreis Osnabrück, dem Wasserver-
band Bersenbrück und dem Ortsbrandmeister 
anzustreben.  
Soweit erforderlich, sollen auch leitungs-
unabhängige Löschwasserentnahmestellen in 
ausreichender Dimensionierung eingerichtet 
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Ein erforderlicher Einsatz von Feuerlösch- 
und Rettungsfahrzeugen muss jederzeit 
ordnungsgemäß und ungehindert möglich 
sein. 
 
Löschwasserversorgung - leitungsabhängig 
Neben der Erschließung von Schmutzwas-
ser und Trinkwasser ist auch eine ausrei-
chende Löschwasserversorgung zu ge-
währleisten. 
 
Die Löschwasserversorgung ist in einer den 
örtlichen Verhältnissen entsprechenden 
Weise mit der zur Brandbekämpfung erfor-
derlichen ausreichenden Wassermenge 
und Entnahmestellen gemäß Nieders. 
Brandschutzgesetz sicherzustellen. 
 
Der Abstand der Hydranten und deren 
Standorte sind im Einvernehmen mit dem 
Gemeindebrandmeister und ggf. dem zu-
ständigen Brandschutzprüfer, der haupt-
amtlichen Brandschau des Landkreises 
Osnabrück rechtzeitig vor Beginn der Er-
schließungsarbeiten festzulegen. 
 
Die Richtwerte für den Löschwasserbedarf 
(Volumen pro Zeiteinheit) sind unter Be-
rücksichtigung der baulichen Nutzung und 
der Gefahr der Brandausbreitung nach 
DVGW - Arbeitsblatt W 405 - zu ermitteln. 
 
Als Löschwasserentnahmestellen sind Hyd-
ranten nach DIN 3222/DIN 3221 in das 
Wasserrohrnetz in Ausführung und Anzahl 
entsprechend dem DVGW - Arbeitsblatt W 
331, einzubinden. Die ausreichende hydrau-
lische Leistungsfähigkeit der Wasserleitung 
zur Sicherstellung der abhängigen Lösch-
wasserversorgung ist durch Vorlage der 
dafür erforderlichen geprüften hydrauli-
schen Berechnung nachzuweisen. 
 
Löschwasserversorgung - unabhängig 
Die Gefahrenabwehr im Brandfall nur auf 
die leitungsabhängige Löschwasserversor-
gung auszurichten, ist brandsicherheitlich 
und auch feuerlöschtechnisch erheblich 
bedenklich. 
 
Lässt sich die notwendige Löschwasser-
menge nicht aus den Wasserrohrnetzen 
sicherstellen, sind geeignete Maßnahmen 
der Gemeinde in Verbindung mit dem zu-
ständigen Brandschutzprüfer und der örtli-
chen Feuerwehr zur Sicherstellung der aus-

werden. 
 
Durch die geplante und bestehende Verkehrs-
erschließung sind hinreichende Zufahrtsmög-
lichkeiten für Not- und Rettungsfahrzeuge ge-
geben.  
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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reichenden Löschwasserversorgung zu tref-
fen. Dafür kommen folgende Lösungen in 
Betracht.: 

• Löschwasserteiche (DIN 14210) 
• Löschwasserbrunnen (DIN 14220 
• unterirdische Löschwasserbehälter 

(DIN 14230) 
• Saugschächte für Flüsse, Teiche 

und Seen 
 
Die o.g. Planungsunterlagen enthalten kei-
ne Angaben über die Sicherstellung der 
unabhängigen Löschwasserversorgung, die 
dafür vorgesehene Löschwassermenge und 
die tatsächlich vorhandenen Löschwasser-
stellen. Ich gehe davon aus, dass auch die 
unabhängige Löschwasserversorgung für 
dieses Gebiet gesichert wird! 
 
Wirtschaftsförderung 
Die WIGOS gibt bezüglich des Vorhabens 
zu bedenken, dass durch eine Zulassung 
der Wohnnutzung die Entwicklungsmög-
lichkeiten bestehender und ansiedlungswil-
liger Gewerbebetriebe im Gebiet einge-
schränkt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Mit erheblichen zusätzlichen Entwicklungsbe-
schränkungen für Gewerbebetriebe in den 
umliegenden Gewerbegebieten ist durch die 
vorliegende Änderung nicht zu rechnen. Dies 
insbesondere deshalb, weil angrenzend an das 
Plangebiet Wohnnutzungen im Außenbereich 
bestehen, deren Schutzansprüche (gleichzu-
setzen mit den Schutzansprüchen von Wohn-
gebäuden in einem Mischgebiet) zu wahren 
sind.  
 
Zu diesem Ergebnis kommt auch der Lärm-
gutacher: 
 
„(...) 
 
Ergebnisse Gewerbelärmbetrachtung: 
Für die südwestlich gelegenen gewerblichen Bau-
flächen innerhalb der Bebauungspläne Nr. 12 und 
46 ist in dieser Untersuchung eine Berechnung der 
maximal zulässigen Schallleistungspegel durchge-
führt worden, da keine Festsetzungen zum Schall-
schutz im Bebauungsplan oder Schallimmissions-
prognosen der Betriebe vorliegen. Dabei wurde bei 
der Berechnung davon ausgegangen, dass die 
Schallleistungspegel der gewerblichen Bauflächen 
heute schon durch die umliegende Bebauungsstruk-
tur begrenzt werden. 
 
Das Untersuchungsgebiet wird aufgrund der heute 
schon vorhandenen Limitierung des Gewerbegebie-
tes nicht mit Schallpegel belastet, die über den 
Richtwerten der TA Lärm bzw. der Orientierungs-
werte der DIN 18005 liegen. 
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Weitere Anregungen sind insoweit nicht 
vorzutragen. Sofern sich aufgrund der an-
geforderten Stellungnahmen der unteren 
Naturschutzbehörde sowie der unteren 
Wasserbehörde weitere Anregungen erge-
ben, werden sie unaufgefordert nachge-
reicht. 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange entbindet nicht 
von der Verantwortung im Sinne von § 2 
Abs. 1 BauGB. Das Ergebnis der Abwä-
gung bitte ich mitzuteilen. 
 
 

Die Schaffung von Baurecht für das Urbane Gebiet 
ist dort nicht mit baulichen Auflagen verbunden.“3 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  

Landkreis Osnabrück vom 16.09.2022: 
 
Untere Naturschutz- und Waldbehörde 
Gegen die Änderung des B-Plans Nr. 61 
bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht 
grundsätzlich keine Bedenken, solange wie 
beschrieben die Baumreihe im Osten des 
Planraumes erhalten bleibt. Diese Baumrei-
he ist durch die Hecken- und Baumreihen-
verordnung des Landkreises Osnabrück 
geschützt. Sollte diese Reihe dennoch ü-
berplant werden, ist die Untere Natur-
schutzbehörde zu informieren. 
 

 
 
 
Im Plangebiet besteht eine alte Feldhecke so-
wie ein locker mit Gehölzen bepflanzter Wall. 
Diese Gehölzflächen wurden bereits im 
rechtskräftigen Ursprungsbebauungsplan als 
Flächen zum Erhalten bzw. zum Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern festgesetzt.  
Auch im Rahmen der vorliegenden Änderung 
wurden die vorhandenen Gehölzflächen wieder 
weitgehend als Flächen zum Erhal-
ten/Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
festgesetzt. Dementsprechend sollen die Ge-
hölzflächen auch erhalten werden. 
 
Die „Verordnung zum Schutz von Baumreihen, 
Hecken und Feldgehölzen im Landkreis Osna-
brück“ aus dem Jahr 1996 gilt für Geltungsbe-
reiche von Bebauungsplänen nicht (siehe § 4 
der Verordnung). Dementsprechend gilt die 
Verordnung auch nicht für den B-Plan Nr. 61, 
da der Ursprungsbebauungsplan bereits 1992 
aufgestellt wurde. 
 

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob es sich bei 
dem jetzigen überplanten Grünland um ein 
mesophiles Grünland handelt, da die Luft-
bilder darauf schließen lassen könnten und 
in der unmittelbaren Umgebung mesophile 
Grünländer kartiert wurden. Sollte es sich 
um ein solches mesophiles Grünland han-
deln, ist dieses mittlerweile ein nach § 30 
geschütztes Biotop, sodass eine Überpla-
nung ohne weiteres nicht möglich ist. 

Neben anderen Biotopen wurde das mesophile 
Grünland im Jahr 2021 als geschütztes Biotop 
in des Niedersächsische Ausführungsgesetz 
zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-
NatSchG) aufgenommen (§ 24 Abs. 2). Gleich-
zeitig wurde durch § 24 Abs. 1 Nr. 2 NAGB-
NatSchG klargestellt, dass § 30 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG keine Anwendung findet „auf einer 
von einem Bebauungsplan erfassten Fläche 
nach dessen Inkrafttreten“.  

                                                
3 RP Schalltechnik: „Stadt Bersenbrück, Bebauungsplan Nr. 61 ‚GE nördlich der Max-Planck-Straße’ (1. Ände-
rung), Fachbeitrag Schallschutz (Verkehrs- und Gewerbelärm)’“, Osnabrück, 29.05.2022, S. 1 
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Dementsprechend ist etwaiges mesophiles 
Grünland innerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs des B-Plans Nr. 61 nicht nach § 24 
Abs. 2 NAGBNatSchG i.V.m. § 30 Abs. 2 Satz 
1 BNatSchG geschützt, da der Ursprungsbe-
bauungsplan bereits 1992 in Kraft getreten ist. 
 

Zusätzlich dazu sind die Maßnahmen zur 
Minderung der Beeinträchtigungen des Ar-
tenschutzrechtlichen Fachbeitrages umzu-
setzen und die vorgeschlagenen Maßnah-
men zur ökologischen Optimierung der Bau-
leitplanung in Betracht zu ziehen. 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (Bio-
Consult, 06.04.2022, S. 17) gibt in Kapitel 7 
Empfehlungen zur Vermeidung und zu ergän-
zenden Maßnahmen.  
Als relevante Vermeidungsmaßnahmen (siehe 
Kapitel 6 des Artenschutzgutachtens) wurden 
als Festsetzung in den B-Plan übernommen: 
-  der Erhalt von Gehölzbeständen sowie 

Neuanpflanzung von Gehölzen, 
-  die Vorgabe zu Fledermaus und Insekten 

freundlichen Beleuchtung, 
-  eine artenschutzfreundliche Bauzeitenre-

gelung, 
- Baumkontrollen. 
 
Diese Festsetzungen sind zu beachten. 
 

Untere Wasserbehörde 
Stellungnahme aus Sicht des Grundwas-
serschutzes: 
Gegen die 1. Änderung des BPlanes Nr. 61 
„Gewerbegebiet nördlich der Max-Planck-
Straße“ der Stadt Bersenbrück bestehen 
Seitens des FD 7.1 grundsätzlich keine Be-
denken. 
 
Hinweis 1: 
Sofern im Zuge von Bauarbeiten eine 
Grundwasserhaltung erforderlich wird, so 
bitte ich zu berücksichtigen, dass hierfür ab 
einer täglichen Entnahmemenge von 50 m³ 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich 
ist. Entsprechende Unterlagen sind gemäß 
des Merkblattes „Antragsunterlagen für eine 
wasserbehördliche Erlaubnis zur bauzeiti-
gen Entnahme/Absenkung von Grundwas-
ser“ (siehe webseite des Landkreises Os-
nabrück) aufzustellen und zu gegebenem 
Zeitpunkt sowie vom jeweiligen Bauherrn, 
dem Fachdienst Umwelt, Abteilung Was-
serwirtschaft, prüffähig vorzulegen. 
 
Hinweis 2: 
Aufgrund des aktuell immer mehr zuneh-
menden Flächenbedarfs durch Wohnge-
bäude, groß dimensionierte Garagen und 
Carports sowie weiteren befestigten Auto-
Stellflächen neben oder vor dem eigentli-
chen Wohngebäude, sollten alle rechtlichen 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden von Seiten des Eingebers 
nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Im Plangebiet bislang festgesetzte Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,8 wird auf 0,6 redu-
ziert. Durch die hinzukommenden Verkehrsflä-
chen wird jedoch wiederum Boden versiegelt. 
Gemäß der im Fachbeitrag Umwelt enthalten-
den Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung verrin-
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Möglichkeiten von der Kommune genutzt 
werden, die übermäßige Versiegelung pri-
vater Grundstücke durch konkrete Festset-
zungen im Bebauungsplan einzudämmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Anregungen sind insoweit nicht 
vorzutragen. Das Ergebnis der Abwägung 
bitte ich mitzuteilen. 
 
 

gert sich der Eingriff durch die vorliegende 
Planung  im Vergleich zum bislang geltenden 
B-Plan um 5 Werteinheiten (gem. Osnabrücker 
Kompensationsmodell 2016). Es ergibt sich 
also ein planbedingtes rechnerisches Gutha-
ben!  
Ferner wird die gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
zulässige Überschreitung der GRZ auf max. 
30% begrenzt und zudem an wasserdurchläs-
sige Oberflächenbefestigungen geknüpft. 
Daraus wird deutlich, dass durch die vorlie-
gende Änderung des B-Plan keine erheblichen 
zusätzlichen Auswirkungen auf die Belange 
von Natur und Landschaft und damit auch 
nicht auf die Schutzgüter Boden, Fläche, Was-
ser zu erwarten sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Stadt Osnabrück, Archäologische 
Denkmalpflege Stadt- und Kreisarchäo-
logie vom 04.08.2022: 
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpfle-
ge der Stadt und des Landkreises Osna-
brück bestehen hinsichtlich der Planände-
rung folgende Bedenken: 
Das Plangebiet ist flächig mit Plaggene-
schen (mittelalterliche bis frühneuzeitliche 
Auftragsböden zur Bodenverbesserung) 
bedeckt und liegt nahe östlich des von 2002 
bis 2005 ausgegrabenen vorgeschichtlichen 
Brandgräberfriedhofs „Nöschkenheide“. 
Unter dem Eschauftrag können daher ar-
chäologische Funde und Befunde erhalten 
sein, die bei den anstehenden Erdarbeiten 
unerkannt zerstört würden. Die Stadt- und 
Kreisarchäologie Osnabrück muss daher 
rechtzeitig vor dem Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten informiert werden, um in 
deren Vorfeld archäologische Prospekti-
onsgrabungen in Form von mindestens 
zwei ca. 4 m breiten Suchschnitten längs 
durch das Plangebiet durchführen zu kön-
nen. Dabei angetroffene archäologische 
Fundstellen müssen vollständig ausgegra-
ben und dokumentiert werden. Wir weisen 
darauf hin, dass die dabei entstehenden 
Kosten (für Material-, Maschinen- und Per-
sonaleinsatz) nicht von der Archäologischen 
Denkmalpflege übernommen werden, son-
dern vom Planungs-/Vorhabenträger als 

 
 
 
 
Die Anregung wird aufgegriffen. Um etwaige 
Beschädigungen/Zerstörungen von archäolo-
gischen Fundstellen zur vermeiden, soll die 
Stadt- und Kreisarchäologie Osnabrück recht-
zeitig vor dem Beginn der Erschließungsarbei-
ten informiert werden, um diese ggf. archäolo-
gisch begleiten zu können. Ein entsprechender 
Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenom-
men. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Verursacher zu tragen sind (§ 6 (3) Nieders. 
Denkmalschutzgesetz. 
 
Auf die darüber hinaus gültige generelle 
gesetzliche Melde- und Sicherungspflicht 
archäologischer Bodenfunde wird auf der 
Planzeichnung hingewiesen. 
 
 
NLStBV Niedersächsische Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr, Os-
nabrück vom 31.08.2022: 
 
Nordwestlich des Geltungsbereiches des 
o.a. Bebauungsplanes verläuft die von hier 
betreute Bundesstraße 68 sowie südlich die 
Bundesstraße 214 jeweils in einer Entfer-
nung von ca. 350 m, außerhalb einer zu-
sammenhängend bebauten Ortslage nach § 
5 (4) FStrG (Stand in der Fassung vom 
28.06.2007, letzte berücksichtigte Ände-
rung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19.06.2022). 
 
Gegen die Aufstellung des o.a. Bebau-
ungsplanes werden in straßenbaulicher und 
verkehrstechnischer Hinsicht keine grund-
sätzlichen Einwendungen erhoben. 
 
Jedoch gehen von den Bundesstraßen er-
hebliche Emissionen aus. Folgenden nach-
richtlichen Hinweis bitte ich daher zusätzlich 
in die textliche Festsetzung aufzunehmen: 
 
Von den flankierenden Bundesstraßen ge-
hen erhebliche Emissionen aus. Für die neu 
geplanten Nutzungen können gegenüber 
dem Träger der Straßenbaulast keinerlei 
Entschädigungsansprüche hinsichtlich Im-
missionsschutz geltend gemacht werden. 
 
Im Weiteren betrifft die Änderung des Be-
bauungsplanes das von hier betreute Stra-
ßennetz nicht. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich 
unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Verwal-
tungsvorschriften zum BauGB um digitale 
Übersendung der gültigen Bauleitplanung 
einschließlich Begründung. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzliche Bedenken werden von Seiten 
des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
Der Anregung wird entsprochen und der ge-
wünschte Hinweis wird in die Planunterlagen 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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LBEG Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie, Hannover vom 15.09.2022: 
 
Boden 
Mit Grund und Boden ist gemäß § 1 a 
BauGB sparsam und schonend umzugehen 
und flächenbeanspruchende Maßnahmen 
sollten diesem Grundsatz entsprechen 
(LROP 3.1.1, 04). Um die Ziele zur Redu-
zierung der Flächenneuinanspruchnahme 
(Niedersächsische Nachhaltigkeitsstrategie) 
und der Neuversiegelung (NAGBNatSchG § 
1 a) zu erreichen, ist eine verstärkte Be-
rücksichtigung dieser Belange in Planungs-
prozessen erforderlich. 
 
 
 

 
 
 
 
Die planbedingten Auswirkungen auf das 
Schutzgut Boden wurden im Rahmen der vor-
liegenden Planung bewertet. Im Fachbeitrag 
Umwelt wird dabei u.a. festgestellt, dass auf-
grund der gemäß Ursprungsbebauungsplan 
bestehenden Baurechte sowie durch beste-
hende Bebauung, Bodenversiegelung sowie 
Bodenverdichtung und Entwässerung keine 
erheblichen planbedingten Auswirkungen auf 
den Boden zu erwarten sind.  
Die Im Plangebiet bislang festgesetzte Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,8 wird auf 0,6 redu-
ziert. Durch die hinzukommenden Verkehrsflä-
chen wird jedoch wiederum Boden versiegelt. 
Gemäß der im Fachbeitrag Umwelt enthalten-
den Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung verrin-
gert sich der Eingriff durch die vorliegende 
Planung im Vergleich zum bislang geltenden 
B-Plan um 5 Werteinheiten (gem. Osnabrücker 
Kompensationsmodell 2016). Es ergibt sich 
also ein planbedingtes rechnerisches Gutha-
ben!  
Ferner wird die gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 
zulässige Überschreitung der GRZ auf max. 
30% begrenzt und zudem an wasserdurchläs-
sige Oberflächenbefestigungen geknüpft. 
Daraus wird deutlich, dass durch die vorlie-
gende Änderung des B-Plan keine erheblichen 
zusätzlichen Auswirkungen auf die Belange 
von Natur und Landschaft und damit auch 
nicht auf das Schutzgut Boden zu erwarten 
sind. 
 
Damit werden auch die raumordnerischen 
Zielsetzungen zum Bodenschutz beachtet. 
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass, 
aufgrund der Aufstellung gem. § 13 a BauGB 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung), die 
naturschutzrechtliche Eingriffs-Ausgleichs-
Regelung nicht berücksichtigt werden muss. 
 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir 
einige allgemeine Hinweise zu den Maß-
nahmen der Vermeidung und Verminderung 
von Bodenbeeinträchtigungen. Vorhande-
ner Oberboden sollte aufgrund § 202 
BauGB vor Baubeginn schonend abgetra-
gen und einer ordnungsgemäßen Verwer-
tung zugeführt werden. Im Rahmen der 
Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen 
aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stadt geht davon aus, dass im Zuge der 
Baumaßnahmen auch die für den Boden-
schutz relevanten Rechtsnormen (u.a. § 202 
BauGB) und die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik (u.a. DIN 19639 Bodenschutz 
bei Planung und Durchführung von Bauvorha-
ben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Land-
schaftsbau - Bodenarbeiten, DIN 19731 Ver-
wertung von Bodenmaterial). beachtet werden. 
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Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben, DIN  18915 Vegeta-
tionstechnik im Landschaftsbau - Bodenar-
beiten, DIN 19731 Verwertung von Boden-
material). Um dauerhaft negative Auswir-
kungen auf die von Bebauung freizuhalten-
den Bereiche zu vermeiden, sollte der Bo-
den im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- 
und Lagerflächen durch geeignete Maß-
nahmen (z. B. Überfahrungsverbotszonen, 
Baggermatten) geschützt werden. Boden 
sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und 
aufgetragen werden. Die Lagerung von Bo-
den in Bodenmieten sollte ortsnah, schicht-
getreu, in möglichst kurzer Dauer und ent-
sprechend vor Witterung geschützt vorge-
nommen werden (u.a. gemäß DIN 19639). 
Außerdem sollte das Vermischen von Bö-
den verschiedener Herkunft oder mit unter-
schiedlichen Eigenschaften vermieden wer-
den. Auf verdichtungsempfindlichen Flä-
chen sollten Stahlplatten oder Baggermat-
ten zum Schutz vor mechanischen Belas-
tungen ausgelegt werden. Besonders bei 
diesen Böden sollte auf die Witterung und 
den Feuchtegehalt im Boden geachtet wer-
den, um Strukturschäden zu vermeiden.  
 
Der Geobericht 28 Bodenschutz beim Bau-
en des LBEG dient als Leitfaden zu diesem 
Thema. Weitere Hinweise zur Vermeidung 
und Minderung von Bodenbeeinträchtigun-
gen sowie zur Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen sind zudem in Geofakt 31 
Erhalt und Wiederherstellung von Boden-
funktionen in der Planungspraxis zu finden. 
 

Ein besonderer Regelungsbedarf besteht im 
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung dazu 
nicht. 
 
 

Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Bau-
maßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Bau-
grundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum 
Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen 
ersetzen keine geotechnische Erkundung 
und Untersuchung des Baugrundes bzw. 
einen geotechnischen Bericht. Geotechni-
sche Baugrunderkundungen/-
untersuchungen sowie die Erstellung des 
geotechnischen Berichts sollten gemäß der 
DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit 
der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fas-
sungen erfolgen. 
 

 
Konkrete Baugrunduntersuchungen bleiben 
der nachfolgenden Realisierungsphase vorbe-
halten. Ein besonderer Regelungsbedarf be-
steht daher im Rahmen der vorliegenden Bau-
leitplanung nicht. 
 

Ob im Vorhabengebiet eine Erlaubnis gem. 
§ 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 

Nach den Erkenntnissen der Stadt bestehen 
innerhalb des Plangebietes weder Erlaubnisse 
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BBergG erteilt und/oder ein Bergwerksei-
gentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verlie-
hen bzw. aufrecht erhalten wurde, können 
Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. 
Wir bitten Sie, den dort genannten Berech-
tigungsinhaber ggf. am Verfahren zu betei-
ligen. Rückfragen zu diesem Thema richten 
Sie bitte direkt an markscheide-
rei@lbeg.niedersachsen.de. 
 
Informationen über möglicherweise vorhan-
dene Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie 
unter 
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergb
auberechtigungen/Alte_Rechte. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertrete-
nen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das 
Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten 
und vorausschauend berücksichtigen zu 
können. Die Stellungnahme wurde auf Ba-
sis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. 
Die verfügbare Datengrundlage ist weder 
als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die 
Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach 
weiteren Rechtsvorschriften und Normen 
erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Unter-
suchungen. 
 
 

noch Bergwerkseigentum gem. BBergG.  
 
Auch über bestehende Salzabbaugerechtigkei-
ten liegen keine Informationen vor. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Bezirksstelle Osnabrück, Außenstelle 
Bersenbrück vom 09.08.2022: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 61 „Gewerbegebiet nördlich der Max-
Planck-Straße“ der Stadt Bersenbrück liegt 
am nordwestlichen Rand der Ortslage Ber-
senbrück direkt nördlich der „Max-Planck-
Straße“. Südlich schließen vorhandene ge-
werbliche Bauflächen, westlich und südöst-
lich bebaute Grundstücke, sowie nördlich 
überwiegend landwirtschaftlich genutzte 
Flächen an ihn an. Der Planbereich der 1. 
Änderung umfasst den gesamten Gel-
tungsbereich. 
 
Der etwa 1,8 ha große Änderungsbereich 
selbst ist im südöstlichen Teil an der „Max-
Planck-Straße“ bebaut, der überwiegende 

 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Teil wird jedoch noch landwirtschaftlich ge-
nutzt. Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 
61 ist der gesamte Änderungsbereich als 
Gewerbegebiet (GE) ausgewiesen. 
 
Vorgesehen ist die Ausweisung des gesam-
ten Änderungsbereiches als Urbanes Ge-
biet (MU), um eine Nachverdichtung und 
den Bau von Wohnhäusern zu ermöglichen. 
 
Das regionale Raumordnungsprogramm 
des Landkreises Osnabrück (RROP) bein-
haltet für den Änderungsbereich keine 
landwirtschaftlich relevanten Festsetzun-
gen. 
 
Auf einer direkt westlich des Änderungsbe-
reiches liegenden Hofstelle wird nach hier 
vorliegenden Informationen aktuell keine 
erwerbsorientierte Tierhaltung betrieben. 
Inwieweit dort ggf. noch ein Bestandsschutz 
für eine Tierhaltung besteht, ist hier nicht 
bekannt. Ändere tierhaltende Betriebe sind 
in der näheren Umgebung des Änderungs-
bereiches nicht ansässig, so dass dort kei-
ne von solchen ausgehenden unzulässigen 
Geruchsimmissionen zu erwarten sind. 
 
Ein Hinweis auf von den umliegenden land-
wirtschaftlich genutzten Flächen im Rah-
men der ordnungsgemäßen Bewirtschaf-
tung möglicherweise ausgehende Geruchs-, 
Lärm- und Staubimmissionen, die als orts-
üblich hinzunehmen sind, ist in den Bebau-
ungsplan aufgenommen worden. 
 
Externe naturschutzrechtliche Kompensati-
onsmaßnahmen, durch welche ggf. land-
wirtschaftliche Flächen in Anspruch ge-
nommen würden, sind laut Fachbeitrag 
Umwelt nicht erforderlich. 
 
Landwirtschaftliche Belange werden aus 
den o.g. Gründen durch die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 61 „Gewerbege-
biet nördlich der Max-Planck-Straße“ der 
Stadt Bersenbrück nicht nachteilig berührt. 
Gegen die vorliegende Planung bestehen 
aus landwirtschaftlicher Sicht keine Beden-
ken. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Nach der Stellungnahme des Landkreises Os-
nabrück sowie der Erkenntnisse der Stadt sind 
erhebliche Auswirkungen durch landwirtschaft-
liche Geruchsimmissionen aus Tierhaltung 
innerhalb des Plangebiets nicht zu erwarten.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden von Seiten des Eingebers 
nicht vorgebracht. 
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DB AG Immobilien, Hamburg vom 
09.08.2022: 
 
Westlich des Plangebiets verläuft in circa 
110 m Entfernung die Bahnstrecke 1502 
Oldenburg - Osnabrück, Bahn-km ca. 
75,800. 
 
Gegen die 1. Änderung des o.g. Bebau-
ungsplanes bestehen bei Beachtung und 
Einhaltung der nachfolgenden Bedin-
gen/Auflagen und Hinweise keine Beden-
ken. 
 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhal-
tung der Bahnanlagen entstehen Emissio-
nen (insbesondere Luft- und Körperschall, 
Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Im-
missionen an benachbarter Bebauung füh-
ren können. 
Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen 
gegen diese Einwirkungen aus dem Bahn-
betrieb sind gegebenenfalls im Bebauungs-
plan festzusetzen. 
 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfah-
ren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit 
den Satzungsbeschluss zu übersenden. 
 
 

 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzliche Bedenken werden von Seiten 
des Eingebers nicht vorgebracht.  
 
 
 
Die Bahnstrecke liegt ca. 110 m entfernt. Mit 
erheblichen Beeinträchtigungen des Schienen-
verkehrs durch die vorliegende Planung oder 
erheblichen Immissionen durch den Bahnbe-
trieb innerhalb des Plangebietes ist daher nicht 
zu rechnen.  
Aus den Ergebnissen des Fachbeitrags 
Schallschutz4 wird ersichtlich, dass innerhalb 
des geplanten Urbanen Gebietes (MU) keine 
erheblichen Auswirkungen durch Verkehrslärm 
zu erwarten sind. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

BUNDESWEHR , Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Bonn vom 
04.08.2022: 
 
Durch die oben genannte und in den Unter-
lagen näher beschriebene Planung werden 
Belange der Bundeswehr berührt, jedoch 
nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- 
und Rechtslage bestehen zu der Planung 
seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände. 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem Jet-
tiefflugkorridor. Es wird darauf hingewiesen, 
dass Beschwerden und Ersatzansprüche, 
die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb 
ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. 
beziehen, nicht anerkannt werden. 
 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden von Seiten des Eingebers 
nicht vorgebracht.  
 
 
 
 
 
 
Nach den Erkenntnissen der Stadt sind keine 
erheblichen Auswirkungen durch Fluglärm etc. 
zu erwarten. 
 
 
 

                                                
4 RP Schalltechnik: „Stadt Bersenbrück, Bebauungsplan Nr. 61 ‚GE nördlich der Max-Planck-Straße’ (1. Ände-
rung), Fachbeitrag Schallschutz (Verkehrs- und Gewerbelärm)’“, Osnabrück, 29.05.2022 



Stadt Bersenbrück   1. Änd. B-Plan Nr. 61                                Abwägung 17 

PLANUNGSBÜRO   DEHLING & TWISSELMANN OSNABRÜCK 

 
Industrie- und Handelskammer Osna-
brück - Emsland - Grafschaft Bentheim 
vom 15.09.2022: 
 
Die Industrie- und Handelskammer Osna-
brück - Emsland - Grafschaft Bentheim 
trägt bezüglich der o. g. Planänderung 
(Umwandlung von gewerblicher in urbane 
Gebietsfläche) keine grundsätzlichen Be-
denken vor. 
 
Es werden die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Nutzung einer Fläche 
einer geplanten Gewerbenutzung geschaf-
fen. Die bisher geplante gewerbliche Nut-
zung wird aufgegeben, da es seit dem In-
krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 61 im 
Jahr 1993 zu keiner gewerblichen Nutzung 
gekommen ist. Aus diesem Grund soll das 
Plangebiet eine neue Nutzung erhalten und 
neu entwickelt werden. Grundsätzlich be-
dauern wir die Umwandlung, sie ist aber vor 
dem Hintergrund der Zielsetzung der Stadt 
nachzuvollziehen. 
 
Mit der gewählten Baugebietskategorie 
können Nutzung mit einem breitgefächerten 
Spektrum aus gewerblichen, sozialen und 
kulturellen Einrichtungen entstehen. Die 
zulässigen Nutzungen eines urbanen Ge-
bietes (MU) sollen einen Beitrag zu einer 
nutzungsgemischten Stadt mit kurzen We-
gen leisten. Mit zeichnerischen und textli-
chen Festsetzungen soll sichergestellt wer-
den, dass zukünftig ein Nebeneinander von 
Wohnen und Gewerbe im Plangebiet und 
eine für ein urbanes Gebiet typische geord-
nete städtebauliche Entwicklung mit einem 
geeigneten Nutzungsmix entsteht. Das Er-
reichen eines einvernehmlichen Miteinander 
hinsichtlich der zu erwartenden Emissionen 
und der sozialen Verflechtungen kann da-
durch gewährleistet werden, sodass etwai-
ge Nutzungskonflikte vermieden werden. 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzliche Bedenken werden von Seiten 
des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
Die Feststellungen und Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen zu den Vorteilen eines Ur-
banen Gebietes (MU) werden zur Kenntnis 
genommen und weitgehend von der Stadt ge-
teilt.  

Südlich und südwestlich des Plangebietes 
bestehen in erheblichem Umfang gewerbli-
che und industrielle Nutzungen in rechts-
kräftigen Bebauungsplänen (Bebauungs-
pläne Nr. 12, Nr. 46 und Nr. 63), die dem 
Bestandsschutz unterliegen.  
Im Verfahren wurden mögliche Nutzungs-
konflikte zwischen schutzbedürftigen Nut-
zungen und Gewerbenutzung durch Schall-
emissionen betrachtet und untersucht.  

Mit erheblichen zusätzlichen Entwicklungsbe-
schränkungen für Gewerbebetriebe in den 
umliegenden Gewerbegebieten ist durch die 
vorliegende Änderung nicht zu rechnen. Dies 
insbesondere deshalb, weil angrenzend an das 
Plangebiet Wohnnutzungen im Außenbereich 
bestehen, deren Schutzansprüche (gleichzu-
setzen mit den Schutzansprüchen von Wohn-
gebäuden in einem Mischgebiet) zu wahren 
sind.  
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Ein Nebeneinander von schutzbedürftigen 
und gewerblichen Nutzungen kann im Hin-
blick auf Schallemissionen zu Konflikten 
führen. Gewerbliche und industrielle Nut-
zungen sollten nicht nachträglich mit Aufla-
gen zum aktiven Schallschutz, Belastungen 
oder Nutzungseinschränkungen betriebs-
wirtschaftlich belastet werden.  
 
Zur Konfliktvermeidung empfehlen wir die 
Einbindung der betroffenen Unternehmen. 
Die Umsetzung der Planänderung sollte nur 
im Einvernehmen mit den betroffenen Un-
ternehmen erfolgen.  
 
Die Industrie- und Handelskammer Osna-
brück - Emsland - Grafschaft Bentheim 
trägt gegen die Gebietsumwandlung keine 
grundsätzlichen Bedenken vor, wenn si-
chergestellt ist, dass die bestehenden Un-
ternehmen nicht beeinträchtigt werden. Be-
lastungen für die ansässigen Betriebe leh-
nen wir im Sinne des Bestandsschutzes und 
der gewerblichen Standortsicherung ab. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Reduzierung von gewerblicher 
Baufläche sprechen wir uns im Sinne einer 
weiteren qualifizierten Gewerbe- und In-
dustrieentwicklung dafür aus, geeignete 
Flächen im Stadtgebiet zu identifizieren, um 
diese für Erweiterungs- bzw. Ansiedlungs-
vorhaben von Gewerbe- und Industriebe-
trieben planungsrechtlich zu sichern. 
 
 

 
Zu diesem Ergebnis kommt auch der Lärm-
gutacher: 
 
„(...) 
 
Ergebnisse Gewerbelärmbetrachtung: 
Für die südwestlich gelegenen gewerblichen Bau-
flächen innerhalb der Bebauungspläne Nr. 12 und 
46 ist in dieser Untersuchung eine Berechnung der 
maximal zulässigen Schallleistungspegel durchge-
führt worden, da keine Festsetzungen zum Schall-
schutz im Bebauungsplan oder Schallimmissions-
prognosen der Betriebe vorliegen. Dabei wurde bei 
der Berechnung davon ausgegangen, dass die 
Schallleistungspegel der gewerblichen Bauflächen 
heute schon durch die umliegende Bebauungsstruk-
tur begrenzt werden. 
 
Das Untersuchungsgebiet wird aufgrund der heute 
schon vorhandenen Limitierung des Gewerbegebie-
tes nicht mit Schallpegel belastet, die über den 
Richtwerten der TA Lärm bzw. der Orientierungs-
werte der DIN 18005 liegen. 
 
Die Schaffung von Baurecht für das Urbane Gebiet 
ist dort nicht mit baulichen Auflagen verbunden.“5 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 
Abs. 2 BauGB) wurden von Gewerbebetrieben 
keine Anregungen oder Bedenken vorge-
bracht. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Gewerbegebiete werden auch künftig entspre-
chend des aktuellen Bedarfs sowie unter Be-
rücksichtigung einer angemessenen Bevorra-
tung von der Stadt Bersenbrück entwickelt und 
planungsrechtlich gesichert. Dies geschieht 
aktuell u.a. durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 114 „Gewerbe- und Industriege-
biet West - Erweiterung Teil IV“. 

Handwerkskammer Osnabrück - Ems-
land - Grafschaft Bentheim vom 
14.09.2022: 
 
Wir nehmen Bezug auf die vorgenannte 
Bauleitplanung und weisen darauf hin, dass 
westlich der Max-Planck-Straße folgender 
Handwerksbetrieb angrenzt: 
 

 
 
 
 
Mit erheblichen zusätzlichen Entwicklungsbe-
schränkungen für Gewerbebetriebe in den 
umliegenden Gewerbegebieten ist durch die 
vorliegende Änderung nicht zu rechnen. Dies 
insbesondere deshalb, weil angrenzend an das 

                                                
5 RP Schalltechnik: „Stadt Bersenbrück, Bebauungsplan Nr. 61 ‚GE nördlich der Max-Planck-Straße’ (1. Ände-
rung), Fachbeitrag Schallschutz (Verkehrs- und Gewerbelärm)’“, Osnabrück, 29.05.2022, S. 1 
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Rolfes Fensterbau GmbH & Co. KG 
Lohbecker Straße 8 
49593 Bersenbrück 
 
Die Kreishandwerkerschaft Osnabrück bittet 
in ihrer Stellungnahme zu prüfen, ob der 
verdichtete Wohnungsbau irgendwelche 
Anforderungen an die umliegende Firma 
stellen würde.  
 
Bestand und Entwicklungsmöglichkeiten 
des Handwerksbetriebes dürfen durch die 
Planung nicht beeinträchtigt werden. 
 
 

Plangebiet Wohnnutzungen im Außenbereich 
bestehen, deren Schutzansprüche (gleichzu-
setzen mit den Schutzansprüchen von Wohn-
gebäuden in einem Mischgebiet) zu wahren 
sind.  
 
Zu diesem Ergebnis kommt auch der Lärm-
gutacher: 
 
„(...) 
 
Ergebnisse Gewerbelärmbetrachtung: 
Für die südwestlich gelegenen gewerblichen Bau-
flächen innerhalb der Bebauungspläne Nr. 12 und 
46 ist in dieser Untersuchung eine Berechnung der 
maximal zulässigen Schallleistungspegel durchge-
führt worden, da keine Festsetzungen zum Schall-
schutz im Bebauungsplan oder Schallimmissions-
prognosen der Betriebe vorliegen. Dabei wurde bei 
der Berechnung davon ausgegangen, dass die 
Schallleistungspegel der gewerblichen Bauflächen 
heute schon durch die umliegende Bebauungsstruk-
tur begrenzt werden. 
 
Das Untersuchungsgebiet wird aufgrund der heute 
schon vorhandenen Limitierung des Gewerbegebie-
tes nicht mit Schallpegel belastet, die über den 
Richtwerten der TA Lärm bzw. der Orientierungs-
werte der DIN 18005 liegen. 
 
Die Schaffung von Baurecht für das Urbane Gebiet 
ist dort nicht mit baulichen Auflagen verbunden.“6 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 
Abs. 2 BauGB) wurden von Gewerbebetrieben 
keine Anregungen oder Bedenken vorge-
bracht. 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

Unterhaltungsverband UHV 97 Mittlere 
Hase, Bersenbrück vom 16.08.2022: 
 
Der UHV 97 hat keine grundsätzlichen Be-
denken gegen die Planung.  
 
Bei der Bearbeitung der Frage der Oberflä-
chenwasserentsorgung sind die auch mög-
liche Alternativen einer möglichen dezentra-
len Versickerung und Speicherung abzuar-
beiten. 
 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Das Oberflächenwasser wird der zentralen 
Regenwasserkanalisation zugeführt. Nach den 
Erkenntnissen der Stadt bestehen für den Än-
derungsbereich entsprechende Erlaubnisse 
gem. § 10 NWG (heute §§ 8-10 WHG).  
Durch die Verringerung der Grundflächenzahl 
von bislang 0,8 auf 0,6 wird das anfallende 

                                                                                                                                                   
6 RP Schalltechnik: „Stadt Bersenbrück, Bebauungsplan Nr. 61 ‚GE nördlich der Max-Planck-Straße’ (1. Ände-
rung), Fachbeitrag Schallschutz (Verkehrs- und Gewerbelärm)’“, Osnabrück, 29.05.2022, S. 1 
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Ihr Unterhaltungsverband steht Ihnen für 
weitere Rückfragen gerne zur Verfügung. 
 
 

Oberflächenwasser planbedingt reduziert, so 
dass eine Abflussverschärfung nicht entsteht. 
Soweit weitere wassertechnische Nachweise 
erforderlich werden sollten, sollen diese recht-
zeitig vorgelegt werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Nie-
derlassung Nord, Osnabrück vom 
06.09.2022: 
 
Die Telekom wird die Voraussetzungen zur 
Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet 
prüfen. Je nach Ausgang dieser Prüfung 
wird die Telekom eine Ausbauentscheidung 
treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich 
die Telekom vor, bei einem bereits beste-
henden oder geplanten Ausbau einer TK-
Infrastruktur durch einen anderen Anbieter 
auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu 
verzichten. 
 
Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Bebauungs-
plangebiet der Deutschen Telekom Technik 
GmbH so früh wie möglich, mindestens 
zwei Monate vor Baubeginn, schriftlich an-
zuzeigen. 
 
Außerdem bitten wir Sie, in den Hinweisen 
des Bebauungsplanes folgende Formulie-
rung entsprechend § 145 Abs. 4 Telekom-
munikationsgesetz aufzunehmen: 
„Neu errichtete Gebäude, die über An-
schlüsse für Endnutzer von Telekommuni-
kationsdienstleistungen verfügen sollen, 
sind gebäudeintern bis zu den Netzab-
schlusspunkten mit hochgeschwindigkeits-
fähigen passiven Netzinfrastrukturen (Leer-
rohre, § 3 Abs. 45 TKG) sowie einem Zu-
gangspunkt zu diesen passiven gebäudein-
ternen Netzkomponenten auszustatten. 
 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH soll 
rechtzeitig zusammen mit den anderen Ver-
sorgungsträgern zur Gewährleistung einer 
sicheren und wirtschaftlichen Erschließung des 
Plangebietes benachrichtigt werden. 
 
 
Derart detaillierte Vorgaben zur Ausstattung 
künftiger Gebäude mit „passiven gebäudein-
ternen Netzkomponenten“ gehen über den 
Regelungsbedarf eines Bebauungsplanes 
deutlich hinaus. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
ist u.a. auch die Erschließung des Plangebie-
tes sicherzustellen. Dementsprechend ist dafür 
Sorge zu tragen, dass die für eine ordnungs-
gemäße Ver- und Entsorgung des Plangebie-
tes erforderlichen Einrichtungen erstellt wer-
den können. Dies ist in der vorliegenden Pla-
nung berücksichtigt worden.  
Details der Erschließung und Netzanbindung   
bleiben der nachfolgenden Erschließungspla-
nung vorbehalten. In diesem Zusammenhang 
wird auch auf § 14 Abs. 2 BauNVO verwiesen, 
wonach die der Versorgung der Baugebiete 
mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser etc. 
dienenden Nebenanlagen grundsätzlich als 
Ausnahme zugelassen werden können. 
Private Hausanschlusseinrichtungen sind 
durch den jeweiligen Bauherrn vorzusehen. 
 



Stadt Bersenbrück   1. Änd. B-Plan Nr. 61                                Abwägung 21 

PLANUNGSBÜRO   DEHLING & TWISSELMANN OSNABRÜCK 

 
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland 
GmbH, Hannover vom 09.09.2022: 
 
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone 
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. 
Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend 
Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei 
Interesse setzen Sie sich bitte mit dem 
Team Neubaugebiete in Verbindung: 
 
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland 
GmbH 
Neubaugebiete KMU 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 
 
Neubaugebiete.de@vodafone.com 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des 
Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 
 

 
 
 
Die Vodafone GmbH soll im Bedarfsfall recht-
zeitig zusammen mit den anderen Versor-
gungsträgern zur Gewährleistung einer siche-
ren und wirtschaftlichen Erschließung des 
Plangebietes benachrichtigt werden. 
 
 
 

Glasfaser NordWest GmbH & Co. KG, 
Oldenburg vom 22.08.2022: 
 
Vielen Dank für die Information, dass sich 
der Bauplan in der Aufstellung befindet. 
Sobald diese rechtskräftig sind, würden wir 
uns freuen, wenn Sie uns dies über unsere 
Homepage melden (Glasfaser Nordwest: 
Schnellstes Internet durch Glasfaser für 
Neubaugebiete (glasfaser-nordwest.de)) 
 
Im Anschluss werden unsere Experten die 
Gebiete für eine Erschließung mit Glasfaser 
bewerten und Ihnen eine Rückmeldung 
geben. 
 
 

 
 
 
Die Glasfaser NordWest GmbH & Co. KG soll 
im Bedarfsfall rechtzeitig zusammen mit den 
anderen Versorgungsträgern zur Gewährleis-
tung einer sicheren und wirtschaftlichen Er-
schließung des Plangebietes benachrichtigt 
werden. 
 
 

Wstnetz GmbH, Regionalzentrum Osna-
brück vom 05.08.2022: 
 
Gegen diese Verwirklichung bestehen un-
sererseits keine Bedenken, wenn nachfol-
gende Anmerkungen Beachtung finden. 
 
Rechtzeitig vor Inangriffnahme der Er-
schließungsmaßnahmen (Ausbau der Stra-
ßen, Verlegung der Rein- und Abwasserlei-
tungen usw.) bitten wir um entsprechende 
Mitteilung, damit wir das Versorgungsnetz 
planen und entsprechend disponieren kön-
nen. 
 
Bei der Durchsicht der Unterlagen haben 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Westnetz GmbH soll rechtzeitig zusam-
men mit den anderen Versorgungsträgern zur 
Gewährleistung einer sicheren und wirtschaft-
lichen Erschließung des Plangebietes benach-
richtigt werden. 
 
 
 
Vorhandene Versorgungseinrichtungen sollen 
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wir u.a. festgestellt, dass wir im Verfah-
rensbereich umfangreiche Elektro- und 
Erdgasversorgungseinrichtungen unterhal-
ten. Den Verlauf der o.g. Versorgungsein-
richtungen können sie den beigefügten 
Planunterlagen entnehmen. 
Bei Tiefbauarbeiten ist auf die vorhandenen 
erdverlegten Versorgungseinrichtungen 
Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten 
in der Nähe der Versorgungseinrichtungen 
sind von Hand auszuführen. Wir bitten Sie 
zu veranlassen, dass sich die bauausfüh-
renden Firmen rechtzeitig vor Inangriffnah-
me der Bauarbeiten den Verlauf der Ver-
sorgungseinrichtungen mithilfe der plan-
auskunft-rzosnabrueck@westnetz.de be-
ziehen oder ggf. mit dem Netzbetrieb der 
Westnetz GmbH in Bersenbrück in Verbin-
dung setzen. 
 
Änderungen und Erweiterungen der Ver-
sorgungseinrichtungen behalten wir uns 
unter Hinweis auf die §§ 13, 30, 31 und 32 
BauGB vor. 
 
 

grundsätzlich mit der erforderlichen Sorgfalt 
und Vorsicht behandelt werden, damit Schä-
den und Unfälle vermieden werden können. Im 
Bedarfsfall soll der jeweilige Versorgungsträ-
ger um Anzeige der erdverlegten Versor-
gungseinrichtungen in der Örtlichkeit gebeten 
werden.  
 
Die sonstigen Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

Wasserverband Bersenbrück vom 
20.09.2022: 
 
Der Wasserverband ist im Bereich der Stadt 
Bersenbrück für die öffentliche Trinkwas-
serversorgung und Abwasserentsorgung 
zuständig. 
 
In Bezug auf die Trinkwasserversorgung 
nimmt der Wasserverband wie folgt Stel-
lung: 
Das gesamte Gebiet kann bei Planverwirkli-
chung an die öffentliche Trinkwasserver-
sorgung des Wasserverbandes ange-
schlossen werden. Dementsprechend müs-
sen die Wasserleitungen im Plangebiet 
noch verlegt werden. Aufgrund der privaten 
Zuwegung, weise ich darauf hin, dass vorab 
entsprechende Gestattungsverträge bzgl. 
der Ver- und Entsorgungsleitungen ge-
schlossen werden müssen. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Durch die vorliegende Planung werden keine 
neuen öffentlichen Versorgungseinrichtungen 
erforderlich.  
Zur geplanten privaten inneren Erschließung 
des Plangebietes sollen die erforderlichen ver-
traglichen Vereinbarungen rechtzeitig zwi-
schen dem privaten Vorhabenträger und dem 
Versorgungsunternehmen geschlossen wer-
den. 
 

Folgende DIN-Normen, Vorschriften und 
Regelwerke sind bei der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu berücksichtigen: 
 

1. DIN 1998 „Unterbringung von Lei-
tungen und Anlagen in öffentlichen 
Verkehrsflächen“, 

Die konkrete technische Umsetzung von Er-
schließungsmaßnahmen bleiben der dem Be-
bauungsplanverfahren nachfolgenden Er-
schließungsplanung vorbehalten. Hierzu be-
steht im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung kein besonderer Regelungsbedarf. Denn 
bei der Planung und Umsetzung von Erschlie-
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2. DIN 18920:2017-07 „Vegetations-
technik im Landschaftsbau - Schutz 
von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen“, 

3. DWA-M 162 „Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle“, 

4. DVGW W400-1 „Technische Regeln 
Wasserverteilungsanlagen (TRWV), 
Teil 1 Planung“, 

5. DGUV Vorschrift 38 (BGV C 22) Un-
fallverhütungsvorschriften „Bauar-
beiten“, 

6. RASt 06 „Richtlinien für die Anlage-
von Stadtstraßen“, 

7. ATB-BeStra „Allgemeine Technische 
Bestimmungen für die Benutzung 
von Straßen durch Leitungen und 
Telekommunikationslinien“. 

 
Auch sind weitere DIN-Normen, Vorschrif-
ten und Regelwerke anderer Versorger zu 
beachten.  
 

ßungsmaßnahmen sind die allgemein aner-
kannten Regeln der Technik und die gesetzli-
chen und behördlichen Bestimmungen grund-
sätzlich zu beachten.  
Die Stadt geht davon aus, dass dies auch bei 
den künftigen Baumaßnahmen innerhalb des 
Plangebietes entsprechend erfolgt. 
Ein besonderer Regelungsbedarf hierzu ergibt 
sich für die vorliegende Bauleitplanung nicht.  
 
 

Für eine ordnungsgemäße Verlegung der 
Ver- und Entsorgungsleitungen müssen die 
Sicherheitsabstände unter den Leitungen 
zwingend eingehalten werden. 
 
Die Versorgungsstreifen sind so auszule-
gen, dass eine vorschriftsmäßige Verlegung 
aller Versorgungsleitungen der Versor-
gungsträger nach den DIN-Normen und 
Regelwerken möglich ist. 
 
 
 
 
 
 
Daher halte ich es für erforderlich, dass im 
Vorfeld alle Versorger zu einer Vorbespre-
chung eingeladen und dementsprechend 
genau ermittelt werden kann, welche und 
wie viele Versorgungsleitungen verlegt wer-
den müssen. Gleichzeitig kann grob die 
benötigte Zeit zur Erschließung ermittelt 
werden. 
 
Aufgrund der hohen vorherrschenden Bau-
konjunktur bitte ich zu beachten, dass der-
zeit keine freien Kapazitäten bei den Rohr-
leitungsbaufirmen und den eigenen Mitar-
beitern des Wasserverbandes vorhanden 
sind. Der genaue Ausführungszeitpunkt 
sollte frühzeitig mit allen Versorgern und 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
ist eine ordnungsgemäße Ver- und Entsorgung 
sowie die verkehrliche Erschließung des Plan-
gebiets im Grundsatz sicherzustellen. Dies ist - 
der Bebauungsplanebene angemessen - in der 
vorliegenden Planung berücksichtigt worden.  
Im Zuge der Gebietserschließung sind grund-
sätzlich die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik sowie die gesetzlichen und behördli-
chen Bestimmungen zu beachten.  
Dies gilt dementsprechend auch hinsichtlich 
von Sicherheitsabständen bei Versorgungsein-
richtungen.  
Ein besonderer Regelungsbedarf hierzu ergibt 
sich für die vorliegende Bauleitplanung nicht.  
 
Ein gemeinsamer Abstimmungstermin der im 
Rahmen der Erschließung beteiligten Versor-
gern ist in der Stadt Bersenbrück üblich und 
wird dementsprechend auch für die privaten 
Erschließungsmaßnahmen empfohlen.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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deren Vertragspartnern abgestimmt wer-
den. 
 
Hinsichtlich einer eventuellen Löschwasser-
versorgung aus dem öffentlichen Trinkwas-
sernetz teile ich Ihnen mit, dass aus dem 
vorhandenen öffentlichen Leitungsnetz eine 
maximale Löschwassermenge von 24 m³/h 
bei einem Versorgungsdruck von 3,5 bar 
bereitgestellt werden kann. Ich weise vor-
sorglich darauf hin, dass durch die Entnah-
me von Löschwasser aus der öffentlichen 
Trinkwasserleitung die Versorgung der an-
geschlossenen Grundstücke und Betriebe 
nicht gefährdet oder gar gänzlich unterbun-
den werden darf. Der Wasserverband ist 
nach Absprache im Rahmen seiner techni-
schen Möglichkeiten bereit, Löschwasser 
aus dem Trinkwassernetz zur Verfügung zu 
stellen. Allerdings mache ich darauf auf-
merksam, dass der Wasserverband nicht 
für die Löschwasserversorgung zuständig 
ist. 
 

Zur Gewährleistung eines ausreichenden 
Brandschutzes sollen die Bestimmungen des 
Arbeitsblattes W 405 der Technischen Regeln 
des Deutschen Vereins des Gas- und Wasser-
fachs e.V. (DVGW) grundsätzlich eingehalten 
werden. Unabhängig von der Zuständigkeit 
(öffentlich oder privat) sollen nach Maßgabe 
der einschlägigen Gesetze, Verordnungen und 
Regelwerke die entsprechenden Einrichtungen 
hergestellt werden, damit ein ordnungsgemä-
ßer Brandschutz gewährleistet werden kann.  
Grundsätzlich ist hierzu eine enge Zusam-
menarbeit mit der Hauptamtlichen Brandschau 
beim Landkreis Osnabrück, dem Wasserver-
band Bersenbrück und dem Ortsbrandmeister 
anzustreben. Weitergehende Detailangaben 
sind nach Auffassung der Stadt Bersenbrück 
auf der Ebene der Bauleitplanung nicht erfor-
derlich. 

In Bezug auf die Abwasserentsorgung 
nimmt der Wasserverband wie folgt Stel-
lung: 
Das Plangebiet kann an die öffentliche 
Schmutzwasserkanalisation des Wasser-
verbandes angeschlossen werden.  
 
Hinsichtlich der Oberflächenwasserbeseiti-
gung teile ich Ihnen mit, dass dem Wasser-
verband noch keine Wassertechnische Un-
tersuchung (WTU) vorliegt, so dass noch 
keine abschließende Stellungnahme abge-
geben werden kann. Es ist zu prüfen, ob 
der Regenwasserkanal und das Regen-
rückhaltebecken ausreichend dimensioniert 
sind. Eine abschließende Stellungnahme 
behält sich der Wasserverband nach Vorla-
ge der Wassertechnischen Untersuchung 
vor. 
 
 
Ebenfalls möchte ich Sie bitten, den Was-
serverband am weiteren Verfahren zu betei-
ligen. 
 
In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne 
der im unmittelbaren Umfeld vorhandenen 
Trinkwasserversorgungsleitungen sowie 
Schmutz- und Regenwasserleitungen zur 
Kenntnisnahme und mit der Bitte um Be-
achtung bei der weiteren Planung und Plan-
durchführung. Seitens des Wasserverban-

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Das Oberflächenwasser soll der zentralen Re-
genwasserkanalisation zugeführt. Nach den 
Erkenntnissen der Stadt bestehen für den Än-
derungsbereich entsprechende Erlaubnisse 
gem. § 10 NWG (heute §§ 8-10 WHG).  
Durch die Verringerung der Grundflächenzahl 
von bislang 0,8 auf 0,6 wird das anfallende 
Oberflächenwasser planbedingt reduziert, so 
dass eine Abflussverschärfung nicht entsteht. 
Soweit weitere wassertechnische Nachweise 
erforderlich werden sollten, sollen diese recht-
zeitig durch den privaten Erschließungsträger 
vorgelegt werden.  
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  
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des bestehen, unter Beachtung der vorste-
henden Hinweise, gegen die Planung und 
Planverwirklichung keine Bedenken. 
 
  
 
Darüber hinaus sind keine Anregungen oder Bedenken weder von öffentlicher noch von pri-
vater Seite vorgebracht worden. 


